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6 1 0 . Kundmachung: Verlängerung der Wirksamkeit der Erklärung der Österreichischen Bundesregierung
gemäß Art. 7 Abs. 2 des Protokolls Nr. 7 zur Konvention zum Schutze der
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Förderung und den Schutz von Investitionen
(NR: GP XVII RV 869 AB 1022 S. 110. BR: AB 3704 S. 518.)

607. Verordnung des Bundeskanzlers betref-
fend die Kundmachung der Änderung der
Ausführungsordnung zum Übereinkommen
über die Erteilung europäischer Patente

(Europäisches Patentübereinkommen)

Auf Grund des § 2 Abs. 5 des Bundesgesetzes
über das Bundesgesetzblatt 1985, BGBl. Nr. 200,
wird verordnet:

Die Kundmachung des Beschlusses des Verwal-
tungsrates der Europäischen Patentorganisation

vom 5. Juli 1991 zur Änderung der Regeln 2 und
101 der Ausführungsordnung zum Übereinkommen
über die Erteilung europäischer Patente (Europäi-
sches Patentübereinkommen) (BGBl. Nr. 350/1979,
zuletzt geändert durch BGBl. Nr. 486/1991) hat
dadurch zu erfolgen, daß dieser Beschluß im
Österreichischen Patentamt (Wien 1, Kohl-
markt 8 — 10) zur Einsicht während der Amtsstun-
den aufgelegt wird.

Vranitzky

608. Kundmachung des Bundeskanzlers betreffend die Verlängerung der Wirksamkeit der
Erklärungen der Österreichischen Bundesregierung gemäß Art. 25 und Art. 46 der Konvention

zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten

(Übersetzung)

DER BUNDESMINISTER FÜR
AUSWÄRTIGE ANGELEGENHEITEN

E R K L Ä R U N G

DER BUNDESREGIERUNG DER REPU-
BLIK ÖSTERREICH GEMÄSS ART. 25
DER AM 4. NOVEMBER 1950 ZUR UN-
TERZEICHNUNG AUFGELEGTEN
KONVENTION ZUM SCHUTZE DER
MENSCHENRECHTE UND GRUND-

FREIHEITEN *)

Ich erkläre im Namen der Bundesregierung der
Republik Österreich, daß diese ihre am 25. August

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 210/1958
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1988 gemäß Art. 25 der am 4. November 1950 zur
Unterzeichnung aufgelegten Konvention zum
Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten
abgegebenen Erklärung **) für einen weiteren
Zeitraum von drei Jahren, vom 3. September 1991
an gerechnet, erneuert.

Wien, am 16. September 1991

A. Mock

(Übersetzung)

DER BUNDESMINISTER FÜR
AUSWÄRTIGE ANGELEGENHEITEN

ERKLÄRUNG
DER BUNDESREGIERUNG DER REPU-
BLIK ÖSTERREICH GEMÄSS ART. 46
DER AM 4. NOVEMBER 1950 ZUR UN-
TERZEICHNUNG AUFGELEGTEN
KONVENTION ZUM SCHUTZE DER
MENSCHENRECHTE UND GRUND-

FREIHEITEN *)

Ich erkläre im Namen der Bundesregierung der
Republik Österreich, daß diese ihre am 25. August
1988 gemäß Art. 46 der am 4. November 1950 zur
Unterzeichnung aufgelegten Konvention zum
Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten
abgegebenen Erklärung **) für einen weiteren
Zeitraum von drei Jahren, vom 3. September 1991
an gerechnet, erneuert.

Wien, am 16. September 1991

A. Mock

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 210/1958
**) Kundgemacht in BGBl. Nr. 556/1988

Der Empfang der Erklärungen wurde vom Generalsekretär des Europarates am 21. Oktober 1991
bestätigt.

Vranitzky

609. Kundmachung des Bundeskanzlers betreffend die Verlängerung der Wirksamkeit der
Erklärung der Österreichischen Bundesregierung gemäß Art. 6 Abs. 2 des Protokolls Nr. 4 zur
Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten, durch das gewisse Rechte und
Freiheiten gewährleistet werden, die nicht bereits in der Konvention oder im ersten

Zusatzprotokoll enthalten sind
(Übersetzung)

DER BUNDESMINISTER FÜR
AUSWÄRTIGE ANGELEGENHEITEN

ERKLÄRUNG
DER BUNDESREGIERUNG DER REPU-
BLIK ÖSTERREICH GEMÄSS ART. 6
ABS. 2 DES AM 16. SEPTEMBER 1963
ZUR UNTERZEICHNUNG AUFGELEG-
TEN PROTOKOLLS NR. 4 *) ZUR KON-
VENTION ZUM SCHUTZE DER MEN-
SCHENRECHTE UND GRUNDFREIHEI-

TEN

Ich erkläre im Namen der Bundesregierung der
Republik Österreich, daß diese ihre am 25. August

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 434/1969
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1988 gemäß Art. 6 Abs. 2 des am 16. September
1963 zur Unterzeichnung aufgelegten Protokolls
Nr. 4 zur Konvention zum Schutze der Menschen-
rechte und Grundfreiheiten abgegebenen Erklä-
rung **) für einen weiteren Zeitraum von drei
Jahren, vom 3. September 1991 an gerechnet,
erneuert.

Wien, am 16. September 1991

A. Mock

**) Kundgemacht in BGBl. Nr. 557/1988

Der Empfang der Erklärung wurde vom Generalsekretär des Europarates am 21. Oktober 1991
bestätigt.

Vranitzky

610. Kundmachung des Bundeskanzlers betreffend die Verlängerung der Wirksamkeit der
Erklärung der Österreichischen Bundesregierung gemäß Art. 7 Abs. 2 des Protokolls Nr. 7 zur

Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten

(Übersetzung)

DER BUNDESMINISTER
FÜR AUSWÄRTIGE ANGELEGENHEITEN

ERKLÄRUNG

DER BUNDESREGIERUNG DER REPU-
BLIK ÖSTERREICH GEMÄSS ART. 7
ABS. 2 DES AM 22. NOVEMBER 1984 ZUR
UNTERZEICHNUNG AUFGELEGTEN
PROTOKOLLS NR. 7 *) ZUR KONVEN-
TION ZUM SCHUTZE DER MENSCHEN-

RECHTE UND GRUNDFREIHEITEN

Ich erkläre im Namen der Bundesregierung der
Republik Österreich, daß diese ihre am 7. Juni 1989
gemäß Art. 7 Abs. 2 des am 22. November 1984 zur
Unterzeichnung aufgelegten Protokolls Nr. 4 zur
Konvention zum Schutze der Menschenrechte und
Grundfreiheiten abgegebene Erklärung **) für
einen weiteren Zeitraum von drei Jahren, vom
3. September 1991 an gerechnet, erneuert.

Wien, am 16. September 1991

A. Mock

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 628/1988
**) Kundgemacht in BGBl. Nr. 402/1989

Der Empfang der Erklärung wurde vom Generalsekretär des Europarates am 21. Oktober 1991
bestätigt.

Vranitzky
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6 1 1 . Kundmachung des Bundeskanzlers be-
treffend den Geltungsbereich des Übereinkom-
mens über die zivilrechtlichen Aspekte interna-

tionaler Kindesentführung

Nach Mitteilungen des Ministeriums für auswär-
tige Angelegenheiten des Königreiches der Nieder-
lande haben folgende weitere Staaten ihre Ratifika-
tionsurkunden zum Übereinkommen über die
zivilrechtlichen Aspekte internationaler Kindesent-
führung (BGBl. Nr. 512/1988, letzte Kundmachung
des Geltungsbereiches BGBl. Nr. 430/1991) hinter-
legt:

Staaten:
Datum der

Hinterlegung der
Ratifikationsurkunde:

Irland 16. Juli 1991
Israel 4. September 1991
Jugoslawien 27. September 1991

Israel hat anläßlich der Hinterlegung seiner
Ratifikationsurkunde folgenden Vorbehalt erklärt:

„Gemäß den Bestimmungen in Art. 26 und 42
erklärt der Staat Israel, daß er in Verfahren nach
dem Übereinkommen nicht gebunden ist, die sich
aus der Beigebung eines Rechtsanwalts oder aus
einem Gerichtsverfahren ergebenden Kosten zu
übernehmen, als diese Kosten durch sein System der
Verfahrenshilfe gedeckt sind."

Dänemark hat ab 15. August 1991 gemäß Art. 5
als zentrale Behörde bestimmt: Ministry of Justice,
Department of Private Law (Civilretsdirektorat),
AEbeløgade 1, DK-2100, Copenhagen Ø.

Vranitzky

612.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages wird genehmigt.-

ABKOMMEN ZWISCHEN
DER REPUBLIK ÖSTER-
REICH UND DER REPU-
BLIK TÜRKEI ÜBER DIE
GEGENSEITIGE FÖRDE-
RUNG UND DEN
SCHUTZ VON INVESTI-

TIONEN

DIE REPUBLIK ÖSTER-
REICH UND DIE REPUBLIK
TÜRKEI, im folgenden die „Ver-
tragsparteien" genannt,

VON DEM WUNSCHE
GELEITET, günstige Vorausset-
zungen für eine größere wirt-
schaftliche Zusammenarbeit zwi-
schen den Vertragsparteien zu
schaffen;

IN DER ERKENNTNIS, daß
die Förderung und der Schutz
von gegenseitigen Investitionen
die Bereitschaft zur Vornahme
solcher Investitionen stärken und
dadurch einen wichtigen Beitrag
zur Entwicklung der Wirtschafts-
beziehungen leisten können,

SIND WIE FOLGT ÜBER-
EINGEKOMMEN:
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Artikel 1

Definitionen

Für die Zwecke dieses Abkom-
mens

(1) umfaßt der Begriff „Investi-
tion" alle Vermögenswerte, ins-
besondere, aber nicht ausschließ-
lich:

a) Eigentum an beweglichen
und unbeweglichen Sachen
sowie sonstige dingliche
Rechte, wie Hypotheken,
Zurückbehaltungsrechte,
Pfandrechte, Nutzungs-
rechte und ähnliche Rechte;

b) Anteilsrechte und ähnliche
Arten von Beteiligungen;

c) Ansprüche auf Geld, das
übergeben wurde, um einen
wirtschaftlichen Wert zu
schaffen, oder Ansprüche
auf Leistungen, die einen
wirtschaftlichen Wert haben
und mit einer anderen Inve-
stition in Bezug stehen;

d) Urheberrechte, gewerbliche
Schutzrechte, wie Erfinder-
patente, Handelsmarken,
gewerbliche Muster und
Modelle sowie Gebrauchs-
muster, technische Verfah-
ren, Know-how, Handels-
namen und Goodwill; und

e) öffentlich-rechtliche Kon-
zessionen für die Aufsu-
chung, den Abbau oder die
Gewinnung von Natur-
schätzen;

(2) bezeichnet der Begriff
„Investor"

a) jede natürliche Person, die
die Staatsangehörigkeit
einer der Vertragsparteien
gemäß gültiger Gesetze die-
ser Vertragspartei besitzt
und im Hoheitsgebiet der
anderen Vertragspartei eine
Investition getätigt hat;

b) jede juristische Person,
Organisation oder Vereini-
gung, die gemäß den Geset-
zen einer der Vertragspar-
teien rechtmäßig geschaffen
wurde, ihren Sitz im
Hoheitsgebiet dieser Ver-
tragspartei hat und die im
Hoheitsgebiet der anderen
Vertragspartei eine Investi-
tion getätigt hat;

337
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(3) bezeichnet der Begriff
„Ertrag" diejenigen Beträge, die
eine Investition erbringt, und
umfaßt insbesondere, aber nicht
ausschließlich, Gewinne, Zinsen,
Kapitalzuwächse, Dividenden,
Tantiemen, Lizenzgebühren und
andere Entgelte;

(4) umfaßt der Begriff „Enteig-
nung" auch eine Verstaatlichung
oder jede sonstige Maßnahme
mit gleicher Wirkung.

Artikel 2

Förderung und Schutz von Inve-
stitionen

(1) Jede Vertragspartei fördert
nach Möglichkeit in ihrem
Hoheitsgebiet Investitionen der
Investoren der anderen Vertrags-
partei, läßt diese in Übereinstim-
mung mit ihren Rechtsvorschrif-
ten zu und behandelt sie in jedem
Fall gerecht und billig.

(2) Investitionen gemäß
Absatz 1 und ihre Erträge genie-
ßen den vollen Schutz dieses
Abkommens. Gleiches gilt, unbe-
schadet der Bestimmungen des
Absatzes 1, im Falle ihrer Wieder-
veranlagung auch für deren"
Erträge. Die rechtliche Erweite-
rung oder Veränderung einer
Investition hat in Übereinstim-
mung mit den Rechtsvorschriften
der Vertragspartei zu erfolgen, in
deren Hoheitsgebiet die Investi-
tion getätigt wird.

Artikel 3

Behandlung von Investitionen

(1) Jede Vertragspartei behan-
delt Investitionen von Investoren
der anderen Vertragspartei, die in
ihrem Hoheitsgebiet nach Einhal-
tung aller für ihre Errichtung und
Nutzung geltenden Rechtsvor-
schriften begründet worden sind,
nicht weniger günstig als Investi-
tionen eigener Investoren oder
von Investoren dritter Staaten.

(2) Jede Vertragspartei behan-
delt in ihrem Hoheitsgebiet die
Betätigung von Investoren der
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anderen Vertragspartei in bezug
auf eine Investition, insbesondere
hinsichtlich ihrer Verwaltung,
Verwendung, ihres Gebrauchs
und ihrer Nutzung, nicht weniger
günstig als die Betätigung eigener
Investoren oder von Investoren
dritter Staaten.

(3) Die Bestimmungen dieses
Abkommens, wonach die
Behandlung nicht weniger gün-
stig sein darf als diejenige, die
Investoren eines dritten Staates
zuerkannt wird, können nicht
dahingehend ausgelegt werden,
daß sie eine Vertragspartei ver-
pflichten, den Investoren der
anderen Vertragspartei den
gegenwärtigen oder künftigen
Vorteil einer Behandlung, einer
Präferenz oder eines Privileges
einzuräumen, welcher sich ergibt
aus

a) einer Zollunion, einem
gemeinsamen Markt, einer
Freihandelszone oder der
Zugehörigkeit zu einer
Wirtschaftsgemeinschaft;

b) einem internationalen
Abkommen oder einer bila-
teralen Vereinbarung auf
der Grundlage der Gegen-
seitigkeit über Steuerfragen;

c) Regelungen zur Erleichte-
rung des Grenzverkehrs.

Artikel 4

Entschädigung

(1) Investitionen von Investo-
ren einer Vertragspartei dürfen
im Hoheitsgebiet der anderen
Vertragspartei nur im öffentli-
chen Interesse, auf Grund eines
rechtmäßigen Verfahrens und
gegen Entschädigung enteignet
werden. Die Entschädigung muß
dem Wert der Investition zu dem
Zeitpunkt entsprechen, in dem
die tatsächliche Maßnahme der
Enteignung gesetzt oder die dro-
hende Enteignung öffentlich
bekannt wurde. Die Entschädi-
gung muß ohne ungebührliche
Verzögerung geleistet werden
und ist bis zum Zeitpunkt der
Zahlung zu verzinsen; sie muß
tatsächlich verwertbar und frei
transferierbar sein. Spätestens im
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Zeitpunkt der Enteignung muß in
geeigneter Weise für die Festset-
zung und Leistung der Entschädi-
gung Vorsorge getroffen sein.

(2) Dem Investor steht das
Recht zu, die Rechtmäßigkeit der
Enteignung und die Höhe der
Entschädigung durch die zustän-
digen Organe der Vertragspartei,
welche die Enteignung veranlaßt
hat, überprüfen zu lassen:

(3) Hinsichtlich der in Absatz 1
und Absatz 2 dieses Artikels gere-
gelten Angelegenheiten werden
Investoren einer Vertragspartei
im Hoheitsgebiet der anderen
Vertragspartei nicht weniger gün-
stig behandelt als eigene Investo-
ren oder Investoren dritter Staa-
ten.

Artikel 5

Verluste

Investoren einer Vertragspar-
tei, die im Hoheitsgebiet der
anderen Vertragspartei durch
Krieg, andere bewaffnete Ausein-
andersetzungen, Ausnahmezu-
stand oder andere vergleichbare
Ereignisse Verluste an ihren Inve-
stitionen erleiden, werden von
dieser anderen Vertragspartei
hinsichtlich aller Maßnahmen,
die sie in diesem Zusammenhang
trifft, nicht weniger günstig
behandelt als eigene Investoren
oder Investoren dritter Staaten.

Artikel 6

Überweisungen

(1) Jede Vertragspartei
gewährleistet den Investoren der
anderen Vertragspartei ohne
ungebührliche Verzögerung den
freien Transfer in frei konvertier-
barer Währung der im Zusam-
menhang mit einer Investition
stehenden Zahlungen, insbeson-
dere,

a) der Erträge;
b) der Rückzahlung von Dar-

lehen, die mit einer Investi-
tion in Bezug stehen;

c) des Erlöses im Falle voll-
ständiger oder teilweiser
Veräußerung oder Liquida-
tion der Investition;
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d) einer Entschädigung gemäß
Artikel 4 Absatz 1.

(2) Die Behandlung gemäß
Absatz 1 dieses Artikels darf nicht
weniger günstig sein als diejenige,
die Investoren dritter Staaten
gewährt wird.

(3) Die Überweisungen gemäß
diesem Artikel erfolgen zu den
Wechselkursen, die am Tage der
Überweisung gelten.

(4) Die Wechselkurse und
Bankgebühren werden von dem
jeweiligen Bankensystem im
Hoheitsgebiet jeder der Vertrags-
parteien festgelegt.

Artikel 7

Eintrittsrecht

(1) Besteht für die Investitio-
nen eines Investors einer Ver-
tragspartei im Hoheitsgebiet der
anderen Vertragspartei eine
Garantie gegen nicht wirtschaftli-
che Risken auf Grund eines
durch Gesetz geschaffenen
Systems, erkennt diese andere
Vertragspartei jedes Eintrittsrecht
des Garantiegebers in die Rechte
des genannten Investors gemäß
den Bestimmungen dieser Garan-
tie unbeschadet der Rechte des
Investors aus Artikel 9 dieses
Abkommens an.

(2) Der Garantiegeber ist nicht
berechtigt, andere Rechte als die
Rechte auszuüben, die der Inve-
stor auszuüben berechtigt gewe-
sen wäre.

(3) Meinungsverschiedenheiten
zwischen einer Vertragspartei
und einem Garantiegeber sollen
nach Möglichkeit gemäß den
Bestimmungen des Artikels 9 die-
ses Abkommens beigelegt wer-
den.

Artikel 8

Andere Verpflichtungen

Jede Vertragspartei hält jede
vertragliche Verpflichtung ein,
die sie gegenüber Investoren der
anderen Vertragspartei in bezug
auf von ihr genehmigte Investitio-
nen in ihrem Hoheitsgebiet über-
nommen hat.
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Artikel 9

Beilegung von Investitionsstreitig-
keiten

(1) Für die Zwecke dieses Arti-
kels bedeutet Investitionsstreitig-
keit eine Meinungsverschieden-
heit, in der berührt werden:

a) die Interpretation oder die
Ausübung einer Investi-
tionsgenehmigung, die von
der Behörde einer Vertrags-
partei für Auslandsinvesti-
tionen einem Investor der
anderen Vertragspartei
gewährt wurde; oder

b) die Verletzung eines Rech-
tes bezüglich einer Investi-
tion, das durch dieses
Abkommen gewährt oder
geschaffen wird.

(2) Im Fall einer Investitions-
streitigkeit zwischen einer Ver-
tragspartei und einem Investor
der anderen Vertragspartei sollen
die Streitparteien zuerst versu-
chen, die Meinungsverschieden-
heit durch Konsultationen und
Verhandlungen im guten Glau-
ben zu lösen. Sind die Konsulta-
tionen oder Verhandlungen
erfolglos, kann die Meinungsver-
schiedenheit durch Anwendung
nicht verbindlicher Drittparteien-
verfahren beigelegt werden,
denen der Investor und die. Ver-
tragspartei gemeinsam zustim-
men. Kann die Meinungsver-
schiedenheit nicht durch die vor-
hergehenden Verfahren beigelegt
werden, steht es jeder der Streit-
parteien frei, jederzeit nach
Ablauf eines Jahres von dem Tag
an, an dem die Meinungsver-
schiedenheit entstand, die Mei-
nungsverschiedenheit dem Inter-
nationalen Zentrum für die Beile-
gung von Investitionsstreitigkei-
ten („Zentrum") zur Beilegung
durch ein Vergleichsverfahren
oder ein Schiedsverfahren zu
unterbreiten, vorausgesetzt, daß
kein endgültiges Urteil ergangen
ist, falls der beteiligte Investor die
Meinungsverschiedenheit vor die
Gerichte der Vertragspartei, die
Streitpartei ist, gebracht hat.

(3) a) Jede Vertragspartei
stimmt hiermit zu, daß
eine Investitionsstreitig-
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keit dem Zentrum zur
Beilegung durch ein
Vergleichsverfahren
oder ein Schiedsverfah-
ren unterbreitet wird.
Im Falle eines Schieds-
verfahrens stimmt jede
Vertragspartei ohne
Vorliegen einer indivi-
duellen Schiedsverein-
barung zwischen einer
Vertragspartei und
einem Investor durch
dieses Abkommen
unwiderruflich im vor-
hinein zu, solche Mei-
nungsverschiedenheiten
dem Zentrum zu unter-
breiten.

b) Schiedsverfahren über
solche Meinungsver-
schiedenheiten werden
gemäß den Bestimmun-
gen des Übereinkom-
mens zur Beilegung von
Investitionsstreitigkei-
ten zwischen Staaten
und Angehörigen ande-
rer Staaten und der
Schiedsverfahrensord-
nung des Zentrums
durchgeführt.

(4) Der Schiedsspruch ist end-
gültig und bindend; er wird nach
innerstaatlichem Recht voll-
streckt; jede Vertragspartei stellt
die Anerkennung und Durchset-
zung des Schiedsspruches in
Übereinstimmung mit ihren ein-
schlägigen Rechtsvorschriften
sicher.

(5) Jede Seite trägt die Kosten
ihres Mitglieds und ihrer Vertre-
tung in dem Schiedsverfahren;
die Kosten des Vorsitzenden
sowie die sonstigen Kosten wer-
den von beiden Seiten zu gleichen
Teilen getragen. Im Falle eines
Vergleichsverfahrens trägt der
Investor die Kosten.

(6) Eine Vertragspartei, die
Streitpartei ist, macht in keinem
Stadium des Vergleichs- oder
Schiedsverfahrens oder der
Durchsetzung eines Schieds-
spruchs als Einwand geltend, daß
der Investor, der die andere
Streitpartei bildet, auf Grund
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einer Garantie bezüglich einiger
oder aller seiner Verluste eine
Entschädigung erhalten habe.

Artikel 10

Streitigkeiten zwischen den Ver-
tragsparteien

(1) Meinungsverschiedenheiten
zwischen den Vertragsparteien
über die Auslegung oder Anwen-
dung dieses Abkommens sollen,
soweit wie möglich, durch direkte
und sinnvolle Verhandlungen bei-
gelegt werden.

(2) Kann eine Meinungsver-
schiedenheit innerhalb von sechs
Monaten nicht beigelegt werden,
so wird sie auf Verlangen einer
der beiden Vertragsparteien
einem Schiedsgericht unterbrei-
tet.

(3) Das Schiedsgericht wird
von Fall zu Fall gebildet, indem
jede Vertragspartei ein Mitglied
bestellt und beide Mitglieder sich
auf den Angehörigen eines Dritt-
staates als Vorsitzenden einigen,
der von den Regierungen der
Vertragsparteien ernannt wird.
Die Mitglieder sind innerhalb von
zwei Monaten, nachdem die eine
Vertragspartei der anderen mit-
geteilt hat, daß sie die Meinungs-
verschiedenheit einem Schiedsge-
richt unterbreiten will, der Vorsit-
zende innerhalb von weiteren
zwei Monaten zu bestellen.

(4) Werden die in Absatz 3
genannten Fristen nicht eingehal-
ten, so kann in Ermangelung
einer anderen Vereinbarung jede
Vertragspartei den Präsidenten
des Internationalen Gerichtshofes
bitten, die erforderlichen Ernen-
nungen vorzunehmen. Besitzt der
Präsident des Internationalen
Gerichtshofes die Staatsangehö-
rigkeit einer der beiden Vertrags-
parteien oder ist er aus einem
anderen Grund verhindert, so
kann der Vizepräsident, oder im
Falle seiner Verhinderung, das
dienstälteste Mitglied des Inter-
nationalen Gerichtshofes unter
denselben Voraussetzungen ein-
geladen werden, die Ernennun-
gen vorzunehmen.
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(5) Das Schiedsgericht regelt
sein Verfahren selbst.

(6) Nach Feststellung, daß die
Vertragspartei, die das Schieds-
verfahren verlangt hat, den Ver-
such unternommen hat, die Mei-
nungsverschiedenheit durch
direkte und . sinnvolle Verhand-
lungen beizulegen, führt das
Schiedsgericht ein Schiedsverfah-
ren über die Meinungsverschie-
denheit durch.

(7) Das Schiedsgericht ent-
scheidet auf Grund dieses
Abkommens sowie auf Grund der
allgemein anerkannten Regeln
des Völkerrechtes. Es entscheidet
mit Stimmenmehrheit; die Ent-
scheidung ist endgültig und bin-
dend.

(8) Jede Vertragspartei trägt
die Kosten ihres Mitglieds und
ihrer Vertretung in dem Schieds-
verfahren; die Kosten des Vorsit-
zenden sowie die sonstigen
Kosten werden von den beiden
Vertragsparteien zu gleichen Tei-
len getragen. Das Gericht kann
jedoch in seiner Entscheidung
eine andere Kostenregelung tref-
fen.

(9) Dieser Artikel kommt nicht
zur Anwendung in bezug auf eine
Meinungsverschiedenheit, die
gemäß Artikel 9 dieses Abkom-
mens dem ICSID (Zentrum)
unterbreitet wurde und bei die-
sem noch anhängig ist.

Artikel 11

Anwendung dieses Abkommens

Dieses Abkommen gilt für
Investitionen, die Investoren der
einen Vertragspartei in Überein-
stimmung mit den Rechtsvor-
schriften der anderen Vertrags-
partei in deren Hoheitsgebiet
sowohl vor als auch nach dem
Inkrafttreten dieses Abkommens
vorgenommen haben.

Artikel 12

Inkrafttreten und Dauer

(1) Dieses Abkommen' bedarf
der Ratifikation und tritt am
ersten Tage des dritten Monats in
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Kraft, der auf den Monat folgt, in
welchem die Ratifikationsurkun-
den ausgetauscht worden sind.

(2) Das Abkommen bleibt zehn
Jahre lang in Kraft; nach deren
Ablauf wird es auf unbegrenzte
Zeit verlängert, sofern nicht eine
der beiden Vertragsparteien das
Abkommen zwölf Monate vor
seinem Ablauf schriftlich kündigt.
Nach Ablauf von zehn Jahren
kann das Abkommen jederzeit
von jeder der beiden Vertragspar-
teien unter Einhaltung einer Frist
von zwölf Monaten schriftlich
gekündigt werden.

(3) Für Investitionen, die bis
zum Zeitpunkt des Außerkraft-
tretens dieses Abkommens vorge-
nommen worden sind, gelten die
Artikel 1 bis 11 noch für weitere
zehn Jahre vom Tage des Außer-
krafttretens des Abkommens an.

GESCHEHEN zu Ankara, am
16. September 1988, in zwei
Urschriften, jede in deutscher,
türkischer und englischer Spra-
che, wobei jeder Wortlaut glei-
chermaßen authentisch ist. Im
Falle von Abweichungen geht der
englische Text vor.

Für die Republik Österreich:
Alois Mock

Für die Republik Türkei:
Mesut Yilmaz

Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete und vom Bundeskanzler gegengezeichnete Ratifikations-
urkunde wurde am 31. Oktober 1991 ausgetauscht; das Abkommen tritt gemäß seinem Art. 12 Abs. 1 mit
1. Jänner 1992 in Kraft.

Vranitzky


